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Erfurt, 08/01/2013
5. Wahlperiode

K l e i n e   A n f r a g e

der Abgeordneten König (Die LINKE)

Aberkennung der Gemeinnützigkeit durch Erwähnung im Verfassungsschutzbericht

Nach dem § 51 Absatz 3 der Abgabenordnung sind Körperschaften bislang nicht begünstigt, „die nach ihrer Satzung und ihrer tatsächlichen Geschäftsführung verfassungsfeindliche Bestrebungen im Sinne des § 4 Bundesverfassungsschutzgesetzes“ verfolgen. Wird also ein Verein in einem der Verfassungsschutzberichte als extremistisch aufgeführt, dann ist nach der geltenden Fassung des § 51 Absatz 3 Satz 2 AO „widerlegbar davon auszugehen“ dass die Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit nicht erfüllt sind. Die betroffene Körperschaft hätte dann noch die Möglichkeit, gegenüber dem Finanzamt zu beweisen, dass ihr zu Unrecht „extremistische Bestrebungen“ vorgeworfen werden. 

Im Sommer 2012 sorgte eine geplante Änderung im Jahressteuergesetz 2013 für überregionale Empörung, weil der Verfassungsschutz zukünftig allein über den Entzug der Gemeinnützigkeit von Vereinen entscheiden sollte. Durch den neuen Regierungsentwurf sollte das Wort „widerlegbar“ § 51 Absatz 3 Satz 2 AO gestrichen werden, wodurch der Entlastungsbeweis nicht mehr möglich gewesen wäre und finanzbehördliche Prüf- bzw. finanzgerichtliche Rechtswege abgeschafft worden wären. Nach umfangreichen Protesten wurde auf die Änderung im Jahressteuergesetz verzichtet. 

Doch ein neuer Fall gibt weiter Anlass dazu, den § 51 Abs. 3 AO grundsätzlich einer kritischen Überprüfung zu unterziehen. Am 12. Dezember 2012 wurde dem „Frauenverband Courage“ vom Finanzamt Wuppertal mitgeteilt, dass die Gemeinnützigkeit rückwirkend ab dem Jahr 2010 gestrichen wird. Der Verein darf also keine Spendenbescheinigungen mehr ausstellen, Steuervergünstigungen fallen weg und muss mit Nachforderungen rechnen. Das Finanzamt begründete die Entscheidung damit, dass der Verein im Verfassungsschutzbericht 2010 Nordrhein-Westfalen als „extremistische“ Vereinigung aufgeführt wurde.

Der Republikanische Anwältinnen und Anwälteverein (RAV) hatte in einer ausführlichen Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung bereits erklärt: „'Extremismus' ist kein Rechtsbegriff, sondern eine von den Verfassungsschutzämtern zu einem gewissen Grad abgestimmte Formel, mit der Bewertungen auf verschiedenen Wertungsebenen bezeichnet werden. Eine konsistente und für die Betroffenen berechenbare Praxis besteht nicht. Weder durch Bundesrecht, noch durch Landesrecht ist abschließend und normativ klar geregelt, wann und weshalb eine Organisation als extremistisch bezeichnet werden soll und wann nicht.“ (Quelle: http://www.rav.de/publikationen/mitteilungen/mitteilung/rav-stellungnahme-zum-entwurf-des-jahressteuergesetz-2013-264/).
Der umstrittene § 51 Abs. 3 AO besteht seit 2009. Viele Vereine und Verbände fordern die ersatzlose Streichung des Paragraphen, auch weitere zivilgesellschaftliche Initiativen sehen sich in ihrer Existenz durch dessen zweifelhafte Anwendung bedroht. 

Ich frage die Landesregierung:

1. Wurden nach Kenntnissen der Landesregierung seit 2009 auf Grundlage des § 51 Abs. 3 AO Körperschaften in Thüringen der steuerbegünstigte Status der Gemeinnützigkeit aberkannt, wenn ja bei wie vielen? (bitte nach Jahren aufschlüsseln)

2. Um welche Körperschaften handelte es sich und aufgrund welcher Einstufung in welchem Verfassungsschutzbericht erfolgte die Aberkennung der Gemeinnützigkeit? (bitte einzeln aufschlüsseln)

3. In wie vielen und welchen Fällen wurden die Körperschaften zu Rückzahlungen aufgefordert, welche Höhe hatten diese Rückzahlungen jeweils und für welchen Zeitraum galten diese? (bitte einzeln aufschlüsseln) 

4. In wie vielen Fällen seit 2009 haben sich Finanz- bzw. Verwaltungsgerichte im Zusammenhang mit Entscheidungen zum §51 Abs. 3 AO (Entzug der Gemeinnützigkeit auf Grundlage der Einstufung als extremistische Vereinigung) befasst und welchen Ausgang hatten diese? In wie vielen und welchen Fällen wurde die Einstufung durch die Gerichte bestätigt, in wie vielen und welchen Fällen widerrufen oder für rechtswidrig erklärt? 

5. Ist der Landesregierung bekannt, auf welcher Grundlage und nach welchen Kriterien Körperschaften und Strukturen in Verfassungsschutzberichten erwähnt werden und inwieweit unterliegen diese einer Kontrolle durch die Fachaufsicht sowie der Parlamentarischen Kontrollkommission?
6. Wie begründet die Landesregierung die zu Frage 5 genannten Kriterien sachlich und rechtlich?
7. welche Position bezog die Landesregierung zu der ursprünglich geplanten und derzeit zunächst verworfenen Gesetzesänderung zur Streichung des Wortes „widerlegbar“ im § 51 Absatz 3 Satz 2 AO, wonach der steuerbegünstigte Status einer Körperschaft letztendlich in Gänze von den Verfassungsschutzbehörden und nicht von der Finanzverwaltung entschieden werden würde, und wie begründete sie ihre Auffassung? 

8. Wie bewertet die Landesregierung die oben genannte Kritik des Republikanischen Anwältinnen und Anwältevereins zum § 51 Abs. 3 AO bei der Anwendung des Extremismusbegriffs im Zusammenhang mit einer Steuervergünstigung?

9. Betrachtet die Landesregierung den §51 Abs. 3 AO für angemessen und verhältnismäßig oder sieht sie hier Nachbesserungsbedarf insbesondere mit Blick auf die Verwendung des Extremismusbegriffs bzw. die Kopplung an die Veröffentlichung in einem Verfassungsschutzbericht und wie begründet sie ihre diesbezügliche Auffassung? 

10. Die Westdeutsche Zeitung berichtete am 07.01.2013 (http://www.wz-newsline.de/home/panorama/frauenverband-courage-soll-steuern-nachzahlen-1.1200039), dass der „Frauenverband Courage“ an das Finanzamt 2.300 Euro nachzahlen solle, wodurch der sich nahezu ausschließlich aus Spenden finanzierenden Verein in finanzielle Schwierigkeiten bringt. Welche Maßnahmen unternimmt die Landesregierung, um der bestehenden Rechtsunsicherheit bei gemeinnützigen Körperschaften sowie Spendern in Thüringen entgegenzuwirken, damit weiteres zivilgesellschaftliches Engagement nicht gefährdet wird?
König

